

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 15. Mai 1991




Rathaus, Ratssaal 




Öffentliche Sitzung  

Beginn: 14.07 Uhr



                       Ende: 18.34 Uhr

Sitzungsunterbrechung:

16.20 bis 16.38 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:

Ratsfrau Schalow

Ratsherr Kühlmorgen

2. Schriftführer/in:

Ratsfrau Lange

Ratsmitglieder :

Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 



Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Kaiser,

Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, 



Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 



Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, 

Frau Schuckenböhmer, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein Tewes, Tovar, Voigt, 



Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder 

Es haben sich entschuldigt:  
Frau Aschmoneit-Lücke, Diesel, Dr. Graner, Nieländer, Stein, Frau Pfitzner, Silz, Wulff

Anwesende hauptamtliche 

Magistratsmitglieder

Bürgermeister Dr. Möllenhoff,



Stadtrat Dr. Kirschnick,

Oberbürgermeister Luckhardt, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter

Außerdem sind anwesend:

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und 

weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel  

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:

Herrn Thode

 1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) eröffnet die Sitzung und teilt mit, daß sich 8 Ratsmitglieder entschuldigt haben und 4 Ratsmitglieder mitge​teilt haben, daß sie später kommen werden, so daß zu Beginn der Sitzung 37 und später 41 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.



Sie stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß zu dieser Sitzung mit verkürzter La​dungsfrist eingeladen worden ist. Die Fraktionen haben vorab ihre Zustim​mung zur Verkürzung der Ladungsfrist migeteilt.

Nach § 34 (3) der Gemeindeordnung kann die Ladungsfrist von einer Woche in begründeten Ausnahmefällen unterschritten werden, es sei denn, daß 1/3 der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder widerspricht.



Sie fragt, ob Einwendungen erhoben werden.



Das ist nicht der Fall. Damit ist der Verkürzung der Ladungsfrist zuge-



stimmt worden.



Ferner teilt Stadtpräsidentin Reyer mit, daß eine Fortsetzung dieser Sit-



zung am darauffolgenden Tag nicht vorgesehen ist.



Als Gäste begrüßt Stadtpräsidentin Reyer 



Herrn Wolfgang Pohsin, Sportdezernent in Stralsund, und 



Herrn Paul Ferdinand Lange, Mitglied der Bürgerschaft in Stralsund.

Vor Eintritt in die Tagesordnung spricht Stadtpräsidentin Reyer ihren Dank an Frau Annedore Wallowy aus, die auf eigenen Wunsch aus dem städtischen Dienst ausscheidet.



Frau Wallowy war fast 30 Jahre bei der Landeshauptstadt Kiel berufstätig.



- Seit 1963 als Leiterin der Hauptkanzlei im Hauptamt. 

- Seit 1971 im Vorzimmer des damaligen Amtsleiters Jochen Knuth im






Hauptamt 

- Seit 1982 im Büro der Stadtpräsidentin bzw. des Stadtpräsidenten.



Frau Wallowy hätte gestern ihren letzten Arbeitstag gehabt. Sie ist aber



krank.

Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß sie ihr - auch im Namen der Ratsver​sammlung - für ihre langjährigen Mitarbeit gedankt und ihr einen Blumen​gruß übersandt hat.

2. Bürgeranfragen 

a) Grünordnungsplanung in Kiel                              - Drs. 180 


Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Julian Wiethold vor:

1. Welche Beschlüsse der Selbstverwaltung (Bauausschuß, Umweltausschuß, Ratsversammlung) bestehen hinsichtlich der Aufstellung und Erarbei​tung von Grünordnungsplänen innerhalb der Bauverwaltung und wie wur​den sie bisher umgesetzt?

2. Nach welchen Kriterien wurden bisher Grünordnungspläne erarbeitet und für welche Gebiete liegen bisher von der Selbstverwaltung verbindlich beschlossene Grünordnungsplanungen vor? (Bitte B-Plan-Nr. und Datum angeben).

3. Welche Prioritäten bestehen künftig zur Aufstellung von Grünordnungs​plänen parallel zur verbindlichen Bauleitplanung? (Bitte allgemeine Zielsetzungen und konkrete Planungsgebiete angeben).


Der Fragesteller ist nicht erschienen.


Die Antwort ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Sie wird dem Fragesteller schriftlich zugesandt.


Beschluß: B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

b) Hortplätze in Kiel
                                 - Drs. 227 -


Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Frau Serbag und Herrn


Bambach vor:

1. Was gedenkt die Stadt für die Familien zu tun, deren Kinder für das Schuljahr 91 keinen Hortplatz bekommen, diesen aber unbedingt benöti​gen?

2. Wie sicher sind die 15 Hortplätze in der neuen Kindertagesstätte Gu​tenbergstraße/Goethestraße in bezug auf rechtzeitige Fertigstellung und Einstellung des zur Betreuung der Hortkinder notwendigen Perso​nals?

3. Wie lange noch geht die Planung und Bereitstellung von Hortplätzen (z. B. nur 15 neue Plätze) an dem nun schon seit langem bekannten steigenden Bedarf vorbei?


ür den Fall, daß ich selbst nicht zur Ratsversammlung erscheinen kann,


ird Frau Dorette Serbag, die ebenfalls unterzeichnet hat, die Fragen


stellen.


tadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) antwortet im Namen des Magi-


strats.


Eine Zusatzfrage wird ebenfalls beantwortet.


Die Antwort ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

c) Erhaltung des historischen Ortskerns                     - Drs. 315 ​


Elmschenhagen


Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Horst-Peter Hansen vor:


1. Wiederherstellung des Dorfteichs in seinen Ursprung

a) Unter Federführung des Grünflächenamtes, Voruntersuchung und Ko​stenermittlung.

b) Durchführung der Maßnahme von der Projektgruppe naturnaher Stadt​begrünung.





Frage: Wie soll das geschehen?



c) Unter Beteiligung von Bürgern.


2. Instandsetzung des ehemaligen Rathauses im Jettkorn



a) Bekanntgabe des Zeitplans für die Restaurierung.

3. Verkehrsanbindung der Beubaugebiete Krooger Kamp und Rönner Holz

a) Wiederaufnahme der Anbindung Sonthofener Str. an die B 76 wie im GVP 1978 vorgesehen.

b) Verteilung der Verkehrslasten und kürzere An- und Abfahrtswege zu diesen Gebieten.

Frage: Wie soll die Verkehrsführung abgewickelt werden?

In Vertretung des Stadtbaurates antwortet Stadtrat   S c h i r m e r  (SPD) im Namen des Magistrats.



Eine Zusatzfrage wird ebenfalls beantwortet.



Die Antwort ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

3. Aktuelle Stunde

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß zum ersten Mal und probeweise eine Aktuelle Stunde durchgeführt wird. Folgende Themen sind angemeldet und zugelassen worden:


1. Verschmutzung in den Kieler Kleingärten 




F.D.P.-Ratsfraktion


2. B 502 - Umweltverträglichkeitsprüfung




hier: Vorwürfe des BUND 




CDU-Ratsfraktion

Stadtpräsidentin Reyer verweist auf die im Ältestenrat einstimmig be​schlossenen Richtlinien zur Aktuellen Stunde und fragt, ob seitens der Ratsversammlung dagegen Einwände bestehen.


Das ist nicht der Fall.


Stadtpräsidentin Reyer eröffnet anschließend die Aussprache.


1. Verschmutzung in den Kieler Kleingärten 




F.D.P.-Ratsfraktion




Es findet eine viertelstündige Aussprache statt.




Vertreter der Fraktionen diskutieren die z. T. bestehenden Umwelt-




schutzprobleme auf dem Gelände der Kieler Kleingärten.

Bürgermeister Dr.   M ö l l e n h o f f    (CDU) erläutert die bisher praktizierten Kontrollmaßnahmen.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) sagt Gespräche des Umweltschutzamtes mit den Kleingartenvereinen über eine verbesserte Knickpflege zu.


2. B 502 - Umweltverträglichkeitsprüfung 




hier: Vorwürfe des BUND 




CDU-Ratsfraktion




Es findet eine viertelstündige Aussprache statt.

Vertreter der SPD-Ratskfraktin, der CDU-Ratsfraktion und der Ratsfrak​tion DIE GRÜNEN diskutieren kontrovers die vom BUND erhobenen Vorwürfe und die von der Verwaltung bisher durchgeführte Umweltverträglichkeits​prüfung im Rahmen der Planungen für die B 502.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) verweist auf die z. Z. erfolgende Prüfung der Vorwürfe des BUND durch das Umweltschutzamt.

4. Genehmigung der Tagesordnung


Stadtdpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung un-


ter Verkürzung der Ladungsfrist zugestellt worden ist.

Der Verkürzung der Ladungsfrist ist bereits bei Punkt 1. zugestimmt worden.

Mit einer Zusammenstellung, die diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet ist, ist weiteres Beratungsmaterial auf den Tisch gelegt worden.

Aus der gestrigen Magistratssitzung haben sich folgende Änderungen erge​ben:

Öffentliche Sitzung

Punkt 12.
- Olympia-Bewerbung 


hier: Zusätzliche Einladungen zur



Kieler Woche 1991
- Drs. 278 -


- im Magistrat zurückgezogen -

Punkt 14.
- Sanierung und Erweiterung der 


Realschule Pries
- Drs. 288 -


- vom Dezernenten zurückgezogen -

Nichtöffentliche Sitzung

Punkt 5.
- Grundstücksverkauf
- Drs. 264


- im Magistrat zurückgestellt -

Punkt 13.
- Finanzangelegenheiten
- Drs. 330


- vom Dezernenten zurückgezogen

Diese Punkte stehen damit heute nicht zur Beratung an.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) schlägt weiter - im Einvernehmen mit dem Ältestenrat - vor, den

Punkt 7. c  - Abfallwirtschaftskonzept Kiel 1990 und Umstellung der Müll​abfuhr 1990/91 - Drs. 314 - gemeinsam mit den Punkten

      8. a  - Verwaltungsbericht zum Abfallwirtschaftskonzept - Drs. 324 -


Antrag der SPD-Ratsfraktion und

8. a  - Einsetzung eines Sonderausschusses zur Untersuchung unge-


klärter Vorgänge bei der Neuordnung der Müllabfuhr - Drs. 48 -

Interfraktioneller Antrag der CDU-Ratsfraktion, der Ratsfrak​tion DIE GRÜNEN und der F.D.P.-Ratsfraktion

gemeinsam zu behandeln, und zwar bei 7 c.

Sie weist darauf hin, daß der interfraktionelle Antrag "Einsetzung eines Sonderausschusses..." bereits zur Ratsversammlung am 24.01.1991 vorgelegen hat und seinerzeit für 3 Monate zurückgestellt worden ist.

Außerdem schlägt Stadtpräsidentin Reyer vor, den Punkt 8. f - U-Bootbunker Kilian -


- Drs. 248 -

und

den Alternativantrag der Ratsfraktion DIE G RÜNEN dazu
- Drs. 337 -

gemeinsam mit dem

Punkt 20 - Entwicklungsplanung des Kieler Hafens
- Drs. 281 -

und dem

Punkt 21 - Stufenkonzept Hafenausbau
- Drs. 293 -


zu behandeln, und zwar bei Punkt 8. f.

Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß es sich bei allen nachgereichten An​trägen und Vorlagen um dringende Angelegenheiten handelt.

Die Ratsversammlung stimmt der Dringlichkeit in allen Fällen einstimmig mit mehr als 2/3 der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung zu.


Weitere Anträge zur Tagesordnung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Genehmigung der Tagesordnung in der ge-


änderten Form fest.

5. Genehmigung der Niederschrift über die Ratsversammlung am 15./16.11.1990 Die Niederschrift has ausgelegen.


Einwendungen wurden nicht erhoben.


Stadtpräsidentin
R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Nieder-


schrift fest.

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


a) Frauenförderplan - Klage



------------------------ 

Die Ratsversammlung hat am 15. November 1990 mehrheitlich beschlossen, beim Verwaltungsgericht Schleswig Klage gegen die Beanstandung des Oberbürgermeisters zum Beschluß der Ratsversammlung vom 30. August 1990 über die 1. Nachtragssatzung zur Satzung Frauenförderplan einzureichen.

Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat ist - wie bereits mitgeteilt - die Kieler Rechtsanwältin Frau Bettina Hasselmann mit der Vertretung der Ratsversammlung in dieser Angelegenheit beauftragt worden.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Klage gegen den Oberbürgermeister mit dem Ziel, den Widerspruch des Oberbürgermeisters aufzuheben, am 26. April 1991 beim Schleswig-Holsteinischen Verwal​tungsgericht eingereicht wurde.



Kenntnis genommen.


b) Unterschriftensammlung



---------------------- 

Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß für die Aktion des BUND "Mehrweg statt Einweg auf allen Kieler Volksfesten" inzwischen rd. 1.800 Unter​schriften vorliegen.



Kenntnis genommen.

8. f) U-Boot-Bunker Kilian



-------------------- 

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, die Druck​sachen 248 und 337 gemeinsam mit



Punkt 20.
Entwicklungsplan des Kieler Hafens




bis zum Jahr 2000                        - Drs. 281 -




einschließlich

20. a) Alternativ-Antrag der







SPD-Ratsfraktion                  - Drs. 282 -






und






20. b) Geschäftliche Mitteilung über







die Empfehlungen des Hafen- 







beirates                          - Drs. 283 -






sowie




Punkt 21.
Stufenkonzept Hafenausbau






- künfite Flächennutzung Hörnbereich     - Drs. 293 -




zu beraten.




Beschlüsse: siehe dort.

7. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Einrichtung eines Sporthafenbeirates                     - Drs. 276 -



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung der Hafen- und Verkehrsbetriebe ist in der dieser Nieder​schrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

b) Busverbindung im Bereich der Universität                 - Drs. 296 -



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Tiefbauamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefte​ten Kurzniederschrift enthalten.

c) Abfallwirtschaftskonzept Kiel 1990                       - Drs. 314 -



und Umstellung der Müllabfuhr 1990/91



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Reinigungs- und Fuhramtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

Diese Mitteilung ist gemeinsam mit den Anträgen zu Punkt 8. a)



- Drs. 48 - und Drs. 324 behandelt worden.



Es schließt sich eine Aussprache an.



Kenntnis genommen



Beschlüsse zu den Drs. 48 und Drs. 324: Siehe Tagesordnungspunkt 8. a). 8. Anträge der Fraktion 

a) Verwaltungsbericht zum Abfallwirtschaftskonzept          - Drs. 324 -



Kiel 1990 und Umstellung der Müllabfuhr 1990/91



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Die Ratsversammlung verzichtet auf die Einsetzung eines Sonderaus​schusses zur Untersuchung der mit der Umstellung der Müllabfuhr ver​bundenen Fragen. Weitere mögliche Fragen und Informationsbedürfnisse, die sich aus dem vorliegenden Untersuchungsbericht der Verwaltung er-

geben, sollen in gemeinsamer Sitzung des Umwelt- und Ordnungsaus-



schusses geklärt werden.

2. Künftig soll der Umweltausschuß für den Bereich der Abfallwirtschaft federführend sein, der Ordnungsausschuß erhält entsprechende Verwal​tungsvorlagen künftig als Geschäftliche Mitteilung zur Kenntnis.

In der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vorla​ge gemeinsam mit der Geschäftlichen Mitteilung zu 7 c) und der Drucksa​che 48 bei Punkt 7 c) zu beraten.


Aussprache.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt die Drucksache 324 Ziff. 1


alternativ zur vorgehefteten Drucksache 48 abstimmen.

Beschluß über die Drucksache 324 Ziff. 1: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über die Drucksache 48: siehe dort

Beschluß über die Drucksache 324 Ziff. 2: Nach Antrag - mit Mehrheit -

a) Einsetzung eines Sonderausschusses                       - Drs. 48 -


zur Untersuchung ungeklärter Vorgänge

bei der Neuordnung der Müllabfuhr zum

01.01.1991, der Organisation der Müllabfuhr in den letzten 10 Jahren und der Tätigkeit des Stadtrats a.D. Kohls


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Zur Aufklärung der Vorgänge bei der Neuordnung der Müllabfuhr zum



1. Januar 1991 wird ein Sonderausschuß eingerichtet.

2. Der Sonderausschuß setzt sich aus drei Mitgliedern der SPD-Ratsfrak​tion, zwei Mitgliedern der CDU-Ratsfraktion sowie je einem Mitglied der Ratsfraktion DIE GRÜNEN und der F.D.P.-Ratsfraktion zusammen.

3. In den Sonderausschuß wählt die Ratsversammlung folgende Mitglieder.



SPD:   1.




    2.




    3.



CDU:   1.




    2.



GRÜNE: 1.



F.D.P.: 1.

4. Untersuchungsziel des Sonderausschusses ist es, folgende Fragen auf-



zuklären:

a) Ist die Selbstverwaltung ausreichend über die Auswirkung des be​schlossenen Abfallkonzeptes informiert worden?

b) Was hat zu dem Zeitdruck geführt, unter dem die Umstellung der




Müllabfuhr gelitten hat?

c) Ist die Vertragsgestaltung mit der Firma Schreiber über die Größe und Umfang der neuen Tonnen derart, daß die eingetretenen Unzu​länglichkeiten absehbar waren?



d) Warum sind über ein Jahrzehnt hinweg überhöhte Preise für die Ab-

fuhr der Mülltonnen an die PSK Städtereinigung gezahlt worden? Welche wirtschaftlichen Berechnungen haben den festgesetzten Preisen zugrunde gelegen?

e) Sind alle Möglichkeiten ausgeschöpft worden, mit dem langjährigen damaligen Vertragspartner PSK Städtereinigung zu einem adäquaten Vertragsabschluß zu kommen?

f) Entspricht des der Wahrheit, daß die Verhandlungen über eine Neu​schneidung der Abfallbezirke an der unnachgiebigen Haltung der PSK Städtereinigung gescheitert sind?

g) Hat es Einflußnahmen des ehemaligen Stadtrats Kohls gegeben, die in seiner jetzigen Stellung in der Müllentsorgungsfirma R&T be​gründet sind?

h) Mußte man von einer Befangenheit von Stadtrat Kohls bei seiner Tä​tigkeit von Juni bis Dezember 1989 ausgehen?

5. Der Sonderausschuß soll so schnell wie möglich zusammentreten.


6. Alle Sitzungen des Ausschusses sind öffentlich.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vor-

lage gemeinsam mit der Geschäftlichen Mitteilung zu 7 c) und der


Drs. 324 bei Punkt 7 c) zu beraten.


Aussprache

Stadtpräsident   R e y e r   (SPD) läßt die Drucksache 48 alternativ zur nachgehefteten Drucksache 324 Ziff. 1 abstimmen.


Beschluß über die Drucksache 48: Abgelehnt - mit Mehrheit -


Beschluß über die Drucksache 324 Ziff. 1: Siehe dort.

b) Nachwahl im Ortsbeirat Mitte                             - Drs. 304 ​


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


Für das aus dem Ortsbeirat Mitte ausgeschiedene Mitglied Sigrun


Fischbach wird





Frau Anja-Isabell Kehn,




Harriesstraße 29, 2300 Kiel 1 in den Ortsbeirat Mitte gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

c) Nachwahl im Ortsbeirat Meimersdorf/Moorsee               - Drs. 313 


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Für das aus dem Ortsbeirat Meimersdorf/Moorsee ausgeschiedene Mitglied Arnulf Wittköpper wird





Herr Bernd Heinemann,

Steindamm 115, 2300 Kiel 14


in den Ortsbeirat Meimersdorf/Moorsee gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

d) Nachwahl im Wirtschaftsausschuß                          - Drs. 299 -


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


Für das aus dem Wirtschaftsausschuß ausgeschiedene Bürgerliche Mitglied


Horst Herchenröder wird




Frau Susanne Kardel,

Uhlenkrog 12, 2300 Kiel 1,

als Bürgerliches Mitglied in den Wirtschaftsausschuß gewählt. Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

e) Schiffsentsorgung in der Ostsee                          - Drs. 325 ​


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die kostenlose Schiffsentsorgung in den deutschen Seehäfen nach MARPOL auch künftig sicherzustellen. Vertagt

f) U-Boot-Bunker Kilian                                     - Drs. 248 ​


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel fordert die dafür zustän​dige Ministerin für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur des Landes Schleswig-Holstein auf, die Eintragung der Ruinen des U-Boot-Bunkers Ki​lian als Kulturdenkmal in dem Denkmalbuch zu löschen und die Unter​schutzstellung nicht weiter zu betreiben.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt diesen Antrag alternativ mit den Punkten 1. und 2. des nachgehefteten Antrags der Ratsfraktion DIE GRÜNEN - Drs. 337 - abstimmen.


Beschluß über Drs. 248: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über Drs. 337: siehe dort

f) Alternativantrag "U-Boot-Bunker-Kilian"                  - Drs. 337 -


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel begrüßt die Eintragung



des U-Boot-Bunkers "Kilian" in das Denkmalbuch.

2. Das von der Ratsversammlung beschlossene Nutzungs- und Ausbaukonzept

für den Ostuferhafen soll entsprechend dem beiliegenden Vorschlag so verändert werden, daß sowohl der Erhalt der Bunkerruinen als auch ein weiterer Hafenausbau sichergestellt werden können.


3. Der Magistrat wird gebeten, der Ratsversammlung einen Bericht vorzu​legen, in dem darüber Aauskunft gegeben wird, zu welchen Ergebnissen die bisherigen Bemühungen der Verwaltung in der Angelegenheit "Sanie​rung der Kriegsaltlast U-Boot-Bunker" geführt haben und welche Schritte diesbezüglich noch geplant sind.


Dieser Antrag wird gemeinsam mit dem vorgehefteten Antrag der CDU-Rats-


fraktion - Drs. 248 - behandelt.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt die Punkte 1. und 2. des An-


trages alternativ mit Drs. 248 abstimmen.


Beschluß über Drs. 248: siehe dort

Beschluß über Drs. 337 - Punkt 1. und 2.: Abgelehnt - mit Mehrheit ​Beschluß über Drs. 337 - Punkt 3.: Nach Antrag - mit Mehrheit -

g) Ausbildungskooperation Kieler und                        - Drs. 316 


​Stralsunder Betriebe


Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

Die Stadt Kiel setzt sich dafür ein, zur Minderung der Ausbildungsnot in ihrer Partnerstadt Stralsund einen Ausbildungsverbund zwischen Betrieben aus Kiel und Stralsund zu initiieren. Ziel der Kooperation sollte es sein, einen Beitrag zur Sicherstellung einer angemessenen Ausbildung der im Jahre 1991 aus der Schule scheidenden Jugendlichen und den von Entlassung bedrohten Auszubildenden zu leisten. Hierzu stellen Kieler Betriebe den Jugendlichen ihre nicht genutzten Ausbildungsplätze zur Verfügung, um Ihnen Kenntnisse und Fähigkeiten eines modernen Berufes zu vermitteln, wie es bislang in Stralsund noch nicht möglich ist.

Der Magistrat wird aufgefordert, in Zusammenarbeit mit den Firmen und den mit beruflicher Bildung befaßten Institutionen (IHK, HWK, Arbeits​amt, Länder Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern), die zur Ko​ordinierung erforderlichen Schritte einzuleiten.

Als Eigenbeitrag stellt die Landeshauptstadt in geeigneten Einrichtungen (z. B. Hof Hammer) Unterkunftsplätze zur Verfügung und übernimmt die pädagogische Betreuung.


Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) beantragt Überweisung in den Ju-


gendhilfeausschuß und in den Wirtschaftsausschuß.


Beschluß lüber den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

h) Förderung von Umweltprojekten durch die                  - Drs. 317 ​


Sparkasse Kiel


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Die Ratsversammlung bittet die Mitglieder des Verwaltungsrates der Spar​kasse Kiel darauf hinzuwirken, daß die Sparkasse Kiel neue Arten von Fonds- und Sparbriefen herausgibt.

Ziel soll es sein, daß die Sparkasse einen Umweltschutzbrief herausgibt, bei dem die Spareinlagen in einem Fonds gesammelt werden, aus dem aus​schließlich Umweltschutzbetriebe und -projekte finanziert werden.

Ein weiteres Ziel ist die Herausgabe von Projektsparbriefen, bei denen Zinsfuß, Gültigkeitsfristen und Gesamthöhe des Sparbrieffonds an die Konditionen eines gleichzeitig gewährten Kredits angepaßt werden.

Auf diese Weise können Umweltprojekte finanziert werden, deren Rentabi​lität unter rein marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht ausreichend erscheint.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) beantragt, erst die Stellungnahme des Verwaltungsrates der Sparkasse Kiel einzuholen und anschließend den An​trag zusammen mit der vorliegenden Stellungnahme im Finanzausschuß zu beraten.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

i) Ausschußneubesetzung Kulturausschuß                      - Drs. 318 ​


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Als ordentliches Mitglied im Kulturausschuß wird gewählt: Frau



Sabine Seelenmeyer



Steinstraße 11



2300 Kiel 1

2. Für das ausscheidende stellvertretende Mitglied Wilfried Voigt wird



als stellvertretendes Mitglied im Kulturausschuß gewählt:



Herr



Volker Staudt



Saldernstraße 6



2300 Kiel 1


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

j) Förderung der Kommunalen Wohnungsvermittlung             - Drs. 319 


​Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Die Ratsversammlung bittet die Mitglieder des Aufsichtsrates der Kie​ler Wohnungsbaugesellschaft mbH (KWG) darauf hinzuwirken, daß die Hälfte aller freiwerdenden Wohnungen der KWG über die Kommunale Woh​nungsvermittlung der Landeshauptstadt Kiel vermietet werden.

2. Der Magistrat wird gebeten, auch mit den anderen öffentlich geförder​ten Wohnungsbaugesellschaften in Kiel darüber zu verhandeln, daß be​stimmte Kontingente an freiwerdenden Wohnungen über die Kommunale Wohnungsvermittlung vermietet werden können.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt, zunächst die Stellungnahme der Kieler Wohnungsbaugesellschaft mbH einzuholen und anschließend den Antrag gemeinsam mit der vorliegenden Stellungnahme im Wohnungsausschuß zu beraten.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

k) Wettbewerbshilfe für Werften                             - Drs. 335 


​Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Die Landeshauptstadt Kiel fordert die Bundesregierung auf, die Wett​bewerbshilfe für die deutschen Werften unbedingt fortzusetzen.

2. Die norddeutschen Küstenländer sollen dafür in einer konzertierten Aktion über den Bundesrat entsprechende Verhandlungen mit dem zustän​digen Bundesministerium für Wirtschaft aufnehmen.


Dieser Punkt wurde innerhalb einer Zusammenstellung auf den Tisch ge-


legt.


Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) beantragt, der Resolution einen wei​teren Punkt hinzuzufügen:


"
3. Darüber hinaus erwartet die Landeshauptstadt Kiel verstärkte Bemü-

hungen, die Werftstandorte bei ihren Diversifizierungsbemühungen zu unterstützen. "

Beschluß: Nach Antrag - mit der vorgetragenen Ergänzung - einstimmig -

l) Ausschreibung der Stelle der Verwaltungskraft            - Drs. 336 -


im Gleichstellungsbüro


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

Die seit dem 01.04.91 unbesetzte Stelle der Verwaltungsfachkraft/Vergü​tungsgruppe BA Vc/Vb wird unverzüglich ausgeschrieben und zum nächstmög​lichen Zeitpunkt wiederbesetzt.



Beschluß: Zurückgestellt

9. Betreff: Programm zur Verbesserung der Wohnsituation         - Drs. 320 -





älterer Menschen in Kiel


Berichterstatter: Stadtrat Tovar


Antrag: 1. Dem beschriebenen Programm wird zugestimmt.

2. Für die individuelle altengerechte Herrichtung von Wohnungen äl​terer Menschen nach § 75 BSHG wird 1991 aus der Haushaltsstelle 41.730.430 ein Betrag von 50.000 DM entnommen.

3. Den beigefügten Richtlinien zur Förderung von baulichen Maßnah​men zur Verbesserung der Wohnqualität für ältere Bürgerinnen und Bürger vom 29. April 1991 wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff: Qualifizierung statt Sozialhilfe                    - Drs. 332 -





- Ausbildung zur Altenpflegerin -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: 1. Dem Modellvorhaben "Qualifizierung statt Sozialhilfe - Ausbil-

dung zur Altenpflegerin" wird entsprechend der anliegenden Kon​zeption zugestimmt. Die Verwaltung wird beauftragt, die erfor​derlichen Schritte umzusetzen.

2. Folgender überplanmäßiger Ausgabe für das HH-Jahr 1991 wird zu​gestimmt:






HH-St.

436/562 Aus- und Fortbildung, Umschulung         11.000,-- DM 436/622 päd. Sachbedarf                             400,-- DM 436/654 Reisekosten, Wegstreckenentschädigung       400,-- DM

Die zusätzlichen Ausgaben werden durch Mehreinnahmen bei der HH-St. 436.174 ausgeglichen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff: Programm der Kieler Woche 1991                      - Drs. 284 ​Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Dem als Anlage beigefügten Programm für die Kieler Woche 1991 wird zugestimmt. Das Kieler-Woche-Büro wird ermächtigt, spätere Änderun​gen und Ergänzungen nachzutragen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

12. Betreff: Olympia-Bewerbung                                   - Drs. 278 



​hier: zusätzliche Einladungen zur







Kieler Woche 1991


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Einer überplanmäßigen Ausgabe bei der HHSt. 792/5911 in Höhe von 8.500,-- DM wird zugestimmt.


Zurückgezogen

13. Betreff: Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden           - Drs. 280 ​Wehrführers der Freiwilligen Feuerwehr




Kiel-Wellsee


Berichterstatter: Stadtrat Moriz

Antrag: Der Wahl des Brandmeisters Bernd Liedtke, geb. am 01.02.1964 in Neumünster, wohnhaft Segeberger Landstraße 179 a, 2300 Kiel 14, wird - vorbehaltlich der Bestätigung durch den Oberbürgermeister ​zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff: Sanierung und Erweiterung der Realschule Pries      - Drs. 288 ​Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: 1. In der Realschule Pries werden die Altgebäude saniert. Die Ver​waltung wird beauftragt, die Mittel zum Haushalt 1992 anzumel​den.

2. Vorbehaltlich der Zustimmung der Schulaufsicht wird die Real​schule Pries um 5 Klassenräume   50 m  = 250 m  erweitert.

Planungsmittel für den Erweiterungsbau sind zum Haushaltsplan 1992 anzumelden.



3. Die Bauverwaltung wird beauftragt, Bauunterlagen zu erstellen.


Zurückgezogen

15. Betreff: Neufassung der Entgeltsordnung für die              - Drs. 290 ​Volkshochschule der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag: Der anliegenden Neufassung der Entgeltsordnung für die Volkshoch-



schule der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -


Stadträtin   L e n t z   (SPD) stellt folgenden Änderungsantrag:


In § 11 Abs. 1 muß es heißen:


"Diese Entgeltsordnung tritt am 01.11.1991 in Kraft."


Beschluß einschließlich der vorgetragenen Änderung:


Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff: Benutzungs- und Entgeltsordnung für                 - Drs. 287 ​



das Geschirrmobil


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: Der beigefügten Benutzungs- und Entgeltsordnung für das Geschirrmo​bil wird zugestimmt.


Stadtrat

S c h i r m e r   (SPD) trägt Änderungen vor, die sich in den


Sitzungen von Ordnungsausschuß und Magistrat ergeben haben.


Zu Ziffer
2.2:

Das Entgelt für den ersten Einsatztag beträgt 200,-- DM für gewerbliche Mieter und 150,-- DM für private Mieter sowie 110,-- DM für jeden weiteren Einsatztag.


Zu Ziffer
7.


Diese Benutzungsordnung tritt am 01.07.1991 in Kraft.

Beschluß über Drs. 287 mit den vorgetragenen Änderungen: - einstimmig -

17. Betreff: Einbau einer Heizungseinrichtung für den            - Drs. 289 ​Informationsschalter der Tourist Information Kiel




im Sophienhof

hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des Oberbürgermeisters gem.   82 I GO


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 020.002.941 - Umbau- und Erweiterungsmaß-

nahme in städtischen Büroräumen - wird einer überplanmäßigen Ausga​be von 6.600,-- DM zugestimmt.

Der Betrag wird durch Einsparungen bei der Haushaltsstelle 592.001.952 - Herrichtung einer Stützwand - gedeckt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff: Überplanmäßige Ausgabe bei der                      - Drs. 297 ​Haushaltsstelle 700.072.951 -




Stadtentwässerung; Entwässerungsanlagen




im Anschlußbereich Wellseedamm/B 404


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 700.072.951 - Stadtentwässerung; Entwässerungsanlagen im Anschlußbereich Wellseedamm/B 404 - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 150.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben bei



700.181.951 - Sanierung/Neubau des Hauptsammlers

zum Klärwerk Kiel in Bülk - mit                     30.000,00 DM 700.182.951 - Erneuerung von Entwässerungs-

anlagen im Redderkamp - mit                        120.000,00 DM zusammen                                           150.000,00 DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff: Satzung zum Schutz des Baumbestandes im             - Drs. 292 ​Innenbereich der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der Entwurf der beigefügten "Satzung zum Schutz des Baumbestandes

im Innenbereich der Landeshauptstadt Kiel (Baumschutzsatzung)" wird beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

20. Betreff: Entwicklungsplan des Kieler Hafens                  - Drs. 281 



​bis zum Jahr 2000


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Die Stadt Kiel sieht vergleichsweise gute Chancen, in den nächsten Jahren zusätzliche Seeverkehre auf den Kieler Hafen zu ziehen. Die​se Chancen sollen durch eine vorausschauende Flächenbevorratungspo​litik gewahrt und genutzt werden. Für den Bereich "HDW-Süd" bieten sich jedoch auch alternative Entwicklungsmöglichkeiten an, die stadtplanerisch und wirtschaftspolitisch eine hohe Attraktivität besitzen. Deshalb werden für den weiteren Ausbau des Kieler Hafens folgende Eckpunkte festgelegt:




1. Auf eine rein hafenwirtschaftliche Nutzung der Flächen im Be-

reich "HDW-Süd" wird verzichtet. Die weitere Überplanung dieser Flächen orientiert sich an der Entwicklungsvariante 1.2 des Be​schlusses der Ratsversammlung über die Sanierungsrahmenplanung. Im Bereich "Am Haken" wird durch die Ausweisung langfristig aus​reichender Flächen die Einrichtung eines weiteren kombinierten Fährterminals ermöglicht.

Der Stadtbaurat und der Wirtschaftsdezernent werden beauftragt, die erforderlichen Flächen für einen langfristig ausreichenden kombinierten Fährterminal einschließlich der Grundstückskondi​tionen verbindlich abzuklären und nach Vorliegen der Restentwür​fe einen detaillierten Zeit- und Ablaufplan vorzulegen. Der Zeit- und Ablaufplan ist durch Aussagen über Kosten- und Finan​zierungsmöglichkeiten zu ergänzen, damit entsprechende Entschei​dungen und Beschlüsse zum Haushalt und zur Finanzplanung ermög​licht werden.




2. Der Oslo-Kai wird ausgebaut. Eine Privatisierung des Oslo-Kais





wird geprüft.




3. Der Bollhörnkai kann für regelmäßige Fährverkehre und Kreuzfah-





rer ausgebaut werden.




4. Grundlage für den weiteren Ausbau des Ostuferhafens ist das Kon-

zept wie es von der Ratsversammlung am 05.05.1987 beschlossen wurde. Dies schließt die hafenwirtschaftliche Nutzung der Flä​chen im Bereich des ehemaligen U-Bootbunkers ein. Die Nutzung oder Widmung der Bunkerruinen als Kulturdenkmal wird abgelehnt.




5. Als Option wird die Erweiterung des Ostuferhafens nach Norden

bis zur Grundstücksgrenze GKK beschlossen. Damit soll eine groß​zügige Grünverbindung des Stadtteils zum Wasser ermöglicht wer​den.




6. Sollten der Stadt im Zuge der Umstrukturierung der Bundeswehr

zusätzliche Flächen angeboten werden, wird geprüft, inwieweit diese in ein hafenwirtschaftliches Gesamtkonzept einbezogen wer​den können.




7. Die geplanten Maßnahmen stehen unter dem Vorbehalt der Ergebnis-





se der jeweils erforderlichen Umweltverträglichkeitsprüfung.

Zu dieser Vorlage ist dieses neue Deckblatt auf den Tisch gelegt worden, das gegen das bereits übersandte auszutauschen ist. Der Antrag in der vor​liegenden Form entspricht damit gleichlautend dem Antrag zu Punkt 20 a).


Beschlußfassung: siehe dort

20. Anträge der Fraktion 

a) Alternativantrag zum "Entwicklungsplan des               - Drs. 282 -



Kieler Hafens bis zum Jahre 2000"



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Stadt Kiel sieht vergleichsweise gute Chancen, in den nächsten Jah​ren zusätzliche Seeverkehre auf den Kieler Hafen zu ziehen. Diese Chan​cen sollen durch eine vorausschauende Flächenbevorratungspolitik gewahrt und genutzt werden. Für den Bereich "HDW-Süd" bieten sich jedoch auch alternative Entwicklungsmöglichkeiten an, die stadtplanerisch und wirt​schaftspolitisch eine hohe Attraktivität besitzen. Deshalb werden für den weiteren Ausbau des Kieler Hafens folgende Eckpunkte festgelegt:



1. Auf eine rein hafenwirtschaftliche Nutzung der Flächen im Bereich

"HDW-Süd" wird verzichtet. Die weitere Überplanung dieser Flächen orientiert sich an der Entwicklungsvariante 1.2 des Beschlusses der Ratsversammlung über die Sanierungsrahmenplanung. Im Bereich "Am Ha​ken" wird durch die Ausweisung langfristig ausreichender Flächen die Einrichtung eines weiteren kombinierten Fährterminals ermöglicht.

2. Der Oslo-Kai wird ausgebaut. Eine Privatisierung des Oslo-Kais wird geprüft.

3. Der Bollhörnkai kann für regelmäßige Fährverkehre und Kreuzfahrer ausgebaut werden.

4. Grundlage für den weiteren Ausbau des Ostuferhafens ist das Konzept wie es von der Ratsversammlung am 05.05.1987 beschlossen wurde. Dies schließt die hafenwirtschaftliche Nutzung der Flächen im Bereich des ehemaligen U-Bootbunkers ein. Die Nutzung oder Widmung der Bunkerrui​nen als Kulturdenkmal wird abgelehnt.

5. Als Option wird die Erweiterung des Ostuferhafens nach Norden bis zur Grundstücksgrenze GKK beschlossen. Damit soll eine großzügige Grün​verbindung des Stadtteils zum Wasser ermöglicht werden.

6. Sollten der Stadt im Zuge der Umstrukturierung der Bundeswehr zusätz​liche Flächen angeboten werden, wird geprüft, inwieweit diese in ein hafenwirtschaftliches Gesamtkonzept einbezogen werden können.

7. Die geplanten Maßnahmen stehen unter dem Vorbehalt der Ergebnisse der jeweils erforderlichen Umweltverträglichkeitsprüfung.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vor​lage gemeinsam mit Punkt 8 f), Drs. 248 und Drs. 337 sowie Punkt 20

- Drs. 281 - und Punkt 20 b) - Drs. 283 - und ferner Punkt 21




-Drs. 293 - bei Punkt 8 f) zu beraten.



Der Antrag dieser Vorlage entspricht gleichlautend dem Antrag zu 20.



- Drs. 281 - in der vorliegenden Form.



Aussprache.



Beschluß über die Drucksache 282: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Beschluß über die Drucksache 248 und 337: siehe zu Punkt 8 f)



Beschluß über die Drucksache 293: siehe zu Punkt 21.

20. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

b) Entwicklungsplan des Kieler Hafens bis                   - Drs. 283 -



zum Jahre 2000



hier: Empfehlungen des Hafenbeirates



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung der Hafen- und Verkehrsbetriebe ist in der dieser Nieder​schrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vor​lage gemeinsam mit Punkt 8 f) - Drs. 248 - und - Drs. 337 - sowie Punkt 20. - Drs. 281 - und Punkt 20 a) - Drs. 282 - und ferner Punkt 21.



- Drs. 293 - bei Punkt 8 f) zu beraten.



Aussprache.



Kenntnis genommen.



Beschluß über die Drucksache 282: siehe zu Punkt 20 a)



Beschluß über die Drucksache 248 und 337: siehe zu Punkt 8 f)



Beschluß über die Drucksache 293: siehe zu Punkt 21

21. Betreff: Stufenkonzept Hafenausbau - künftige                - Drs. 293 ​Flächennutzung Bereiche Hörn, Ostuferhafen


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: 1. Das Gutachten "Kiel-Hörn, Ideenskizzen für einen Stadtbaustein" (Anlage 1) wird zur Kenntnis genommen.

2. Folgende Arbeitsaufträge werden dem Baudezernat zur Weiterbear​beitung des "Stufenkonzeptes Hafenausbau" (Anlage 2) erteilt:






a) Verfeinerung des Ostuferhafenkonzeptes

b) Erarbeitung eines optimierten Nutzungskonzeptes der Hafen​zone zwischen Bahnhofskai und Oslokai

c) Erarbeitung von Testentwürfen als Vorbereitung für die Durch​führung eines "Offenen Wettbewerbs", ggf. "Investorenwettbe​werbs" für das Areal HDW-Süd und engere Umgebung

d) Integration eines kombinierten Fährterminals südlich Gaarde​ner Balkon in die unter c) genannten Testentwürfe.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vorlage gemeinsam mit Punkt 8 f) - Drs. 248 - und - Drs. 337 - sowie Punkt 20.

- Drs. 281 -, Punkt 20 a) - Drs. 282 - und Punkt 20 b) - Drs. 283 - bei


Punkt 8 f) zu beraten.

Beschluß über die Drucksache 293 einschließlich der im Wirtschaftsausschuß und im Bauausschuß beschlossenen Änderungen zu Punkt 2. des Antragstextes: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über die Drucksachen 248 und 337: siehe zu Punkt 8 f)


Beschluß über die Drucksache 282: siehe zu Punkt 20 a).

22. Betreff: Straßenumbenennung                                 - Drs. 302 ​



hier: Abschnitt der Sternstraße zwischen








Kronshagener Weg und Möllingstraße


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Sternstraße zwischen Möllingstraße und Kronshagener Weg wird in Stephan-Heinzel-Straße umbenannt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

23. Betreff: Straßenbenennungen





hier: Stichstraßen im Bereich Krooger Kamp


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die im Erschließungsgebiet Krooger Kamp neu entstehenden zwei

Stichstraßen an der Sonthofener Straße und der Franzensbader Straße erhalten die Straßenbezeichnungen




Füssener Weg und




Tölzer Weg.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff: Erneuerung von RW- und SW-Kanälen in der           - Drs. 305 ​




Bergstraße, im Lorentzendamm und in der




Muhliusstraße


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: 1. Der Kostenanschlag für die og. Kanalbaumaßnahme vom 31.05.91

über 375.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 700.017.951, festge​stellt am 06.07.1990, wird aufgehoben.

2. Der vom Tiefbauamt, Abt. Stadtentwässerung, neu aufgestellte Ko​stenanschlag in Höhe von 475.000,-- DM wird gemäß § 10 (3) c der Richtlinien für die Vorbereitung, Durchführung und Abrechnung von Baumaßnahmen der Landeshauptstadt Kiel (Baumittelrichtli​nien) genehmigt und festgestellt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff: Heilungsbeschlüsse über den B-Plan Nr. 312          - Drs. 307 ​



einschl. der ersten Änderung des B-Planes




Nr. 312 für das Baugebiet Schilksee, südlich




des B-Planes Nr. 311, nördlich Küstenfunkstelle


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Der Bebauungsplan Nr. 312 einschließlich der ersten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 312 für das "Baugebiet, Schilksee, südlich des Bebauungsplanes Nr. 311, nördlich der Küstenfunkstelle" ist künftig mit einer neuen, räumlich konkreteren Gebietsbezeichnung fortzuführen.

Der Bebauungsplan Nr. 312 einschließlich der ersten Änderung des Bebauungsplanes 312 erhält künftig die Bezeichnung "Baugebiet Kiel-Schilksee, südlich Kurpark Schilksee, westlich Schilkseer Strand, nordwestlich Küstenfunkstelle, beiderseits der Trasse der Fördestraße".

b) Der Bebauungsplan Nr. 312 tritt nach seiner erneuten Bekanntma​chung rückwirkend zum 29.10.1966 in Kraft.

c) Die erste Änderung des Bebauungsplanes Nr. 312 tritt unter der og. Bezeichnung nach seiner erneuten Bekanntmachung rückwirkend zum 01.10.1967 in Kraft.

d) Der bereits als Satzung beschlossene und gem. § 11 Bundesbauge​setz genehmigte Bebauungsplan Nr. 312 sowie die bereits als Sat​zung beschlossene und gem. § 11 Bundesbaugesetz genehmigte erste Änderung des Bebauungsplanes Nr. 312 sind mit der neuen Gebiets​bezeichnung zur Erlangung ihrer Rechtsverbindlichkeit erneut be​kanntzumachen. Sie treten dann rückwirkend jeweils einen Tag nach dem damaligen Veröffentlichungszeitpunkt in Kraft.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff: Heilungsbeschlüsse über die B-Pläne Nr. 445 a       - Drs. 308 ​



und Nr. 445 d in Kiel-Mettenhoff


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Der Bebauungsplan Nr. 445 a für das "Baugebiet westlich des Skandinaviendammes gegenüber der Einmündung der Straße Bergen​ring" ist künftig mit einer neuen, räumlich konkreteren Gebiets​bezeichnung fortzuführen.

Der Bebauungsplan Nr. 445 a erhält künftig die Bezeichnung "Bau​gebiet Kiel-Mettenhof, westlich des Skandinaviendammes, gegen​über der südlichen Einmündung der Straße Bergenring in den Skan​dinaviendamm (zwischen Helsinkistraße und Wikingerbummel, nörd-

lich der Vaasastraße bis Helsinkistraße Nr. 2 - 10)" und tritt nach seiner erneuten Bekanntmachung rückwirkend zum 25.05.1973 in Kraft.

b) Der Bebauungsplan Nr. 445 d für das "Baugebiet Mettenhof, nörd​lich Skandinaviendamm, nördlich anschließend an den Bebauungs​plan Nr. 445 a, westlich anschließend an den Bebauungsplan

Nr. 445 c" ist künftig mit einer neuen, räumlich konkreteren Ge​bietsbezeichnung fortzuführen.

Der Bebauungsplan nr. 445 d erhält künftig die Bezeichnung "Bau​gebiet Kiel-Mettenhof, nordwestlich des Skandinaviendammes, öst​lich der Helsinkistraße (zwischen Helsinkistraße und Wikinger​bummel - Helsinkistraße Nrn. 12 - 98)" und tritt nach seiner er​neuten Bekanntmachung rückwirkend zum 02.02.1975 in Kraft.

c) Die bereits als Satzung beschlossenen und gem. § 11 Bundesbauge​setz genehmigten Bebauungspläne sind mit der neuen Gebietsbe​zeichnung zur Erlangung ihrer Rechtsverbindlichkeit erneut be​kanntzumachen. Sie treten dann rückwirkend jeweils einen Tag nach dem damaligen Veröffentlichungszeitpunkt Kraft.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff: Regelung über die Erstattung der Umzugs- und        - Drs. 309 ​umzugsbedingten Kosten an Betroffene an




förmlich festgelegten Sanierungsgebieten




der Landeshauptstadt Kiel




Fortschreibung


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Regelung über die Erstattung von Umzugs- und umzugsbedingten

Kosten an Betroffene in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten der Landeshauptstadt Kiel wird entsprechend der in der Anlage bei​gefügten Regelung neu gefaßt.

Hierzu sind Ergänzungen auf den Tisch gelegt worden, die Bestandteil dieser Vorlage sind.


Beschluß einschließlich der vorgelegten Ergänzungen:


Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff: Förmliche Festlegung eines Bereiches von            - Drs. 310 



​Neumühlen-Dietrichsdorf, östlich des

Ostuferhafens, beiderseits des Heikendorfer Weges bis zum Ostring, nördlich der Schwentine als Sanierungsgebiet gem.   142 Baugesetzbuch


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: 1. Der Bericht über die vorbereitenden Untersuchungen (Anlage 1)





wird gebilligt.

2. Die anliegende Satzung über das Sanierungsgebiet Kiel-Neumühlen​Dietrichsdorf (Anlage 2) wird beschlossen.

3. Die als Anlage 3 beigefügten Regelungen über die Erstattung der Umzugs- und umzugsbedingten Kosten werden als sgrundsätze für den Sozialplan beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff: Förmliche Festlegung des zentralen Bereiches        - Drs. 311 ​



von Mettenhof als Sanierungsgebiet - SAM I -




gem.   142 Baugesetzbuch


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: 1. Der Bericht über die vorbereitenden Untersuchungen (Anlage 1)






wird gebilligt.

2. Die anliegende Satzung über das Sanierungsgebiet Kiel-Mettenhof - SAM I - (Anlage 2) wird beschlossen.

3. Die als Anlage 3 beigefügten Regelungen über die Erstattung der Umzugs- und umzugsbedingten Kosten werden als Grundsätze für den Sozialplan beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff: B-Plan Nr. 744-Teil II- für das Baugebiet Kiel-     - Drs. 312 ​Gaarden,südlich Preetzer Straße, westlich Bielen-

bergstraße bis Mühlenteich,nördlich Hofstraße 9, östlich Sörensenstraße, Aufhebung eines 

räumlichen Teilbereiches aus dem B-Plan Nr. 525 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Preetzer Straße, Bielenbergstraße, Mühlenteich, Ostgrenze des Flurstückes 220, Hofstraße, Sörensenstraße, Werftstraße


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Die Aufhebung der festgesetzten Nutzung im Bebauungsplan Nr. 744 - Teil II - für das Baugebiet Kiel-Gaarden, südlich Preetzer Straße, westlich Bielenbergstraße bis Mühlenteich, nördlich Hofstraße 9, östlich Sörensenstraße, in der öffentlichen Grün​fläche "Fläche für Ballspiele" wird nach § 10 BauGB als Satzung beschlossen.




b) Die Verwaltung wird beauftragt, den Bebauungsplan Nr. 744

- Teil II - für das Baugebiet Kiel-Gaarden, südlich Preetzer Straße, westlich Bielenbergstraße bis Mühlenteich, nördlich Hofstraße 9, östlich Sörensenstraße nach Durchführung des Anzei​geverfahrens entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan nach § 12 Baugesetzbuch bekanntzumachen.

c) Mit der Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. 744 - Teil II ​ist die Aufhebung des gebietsgleichen Teiles des Bebauungsplanes Nr. 525 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan be​kanntzumachen. Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

31. Betreff: Bebauungsplan Nr. 818 für das Baugebiet             - Drs. 173 





​Kiel-Friedrichsort, östlich der Grundstücke

der Straße An der Schanze - zwischen der Straße Brauner Berg und Hecktstr., bis südliche Verlängerung der Straße Grüffkamp​beiderseits Palisadenweg


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Friedrichsort, östlich der Grundstücke der

Straße An der Schanze - zwischen der Straße Brauner Berg und Heckt​straße, bis südliche Verlängerung der Straße Grüffkamp - beider​seits Palisadenweg, wird der Bebauungsplan Nr. 818 aufgestellt.



/ Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan dargestellt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

32. Kleine Anfragen

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) teilt mit, daß folgende Kleine An​fragen vorliegen:

a) Munitionsumschlag am Güterbahnhof                        - Drs. 321 ​Fragesteller: F.D.P.-Ratsfraktion



Antwort:      Stadtrat Schirmer



- liegt vor -


b) Wegfall der Bundesmittel für die AIDS-Beratung 

und Prävention                                           - Drs. 322 ​Fragesteller: Ratsfraktion DIE GRÜNEN



Antwort:      Stadtrat Schroedter



- liegt vor -

c) Schrottplätze im Stadtgebiet                             - Drs. 323 ​Fragesteller: Ratsfraktion DIE GRÜNEN



Antwort:      Stadtrat Schirmer

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) berichtet über den Beschluß des Äl​testenrats, daß Kleine Anfragen künftig nur noch schriftlich beantwortet werden. Sie werden aber, damit jeder Kenntnis nehmen kann, weiterhin in die Tagesordnung der Ratsversammlung aufgenommen.

Die Antworten auf die genannten drei Kleinen Anfragen werden den Frage-


stellern und den Ratsfraktionen übersandt.


Kenntnis genommen.

32. a) Munitionsumschlag am Güterbahnhof                        - Drs. 321 


​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:

1. In welcher Form wird die für das Munitionsdepot Jägersberg bestimmte Munition am Güterbahnhof umgeschlagen, wie lange wird sie dort gela​gert, um welche Mengen und Arten handelt es sich im einzelnen?

2. Kann davon ausgegangen werden, daß für die Umgebung des Bahnhofs und auf der Straße nach Laboe jedes Gefahrenmoment für die Bevölkerung ausgeschlossen ist?

3. Was hat die Bundeswehr und den Magistrat veranlaßt, den vor Jahren außerhalb Kiels gelegenen Umschlagsort in die Landeshauptstadt Kiel und damit von der Schiene auf die Straße zu verlegen?


Kenntnis genommen.

b) Wegfall der Bundesmittel für AIDS-Beratung               - Drs. 322 -



und Prävention



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. In welcher Höhe wurden welche Einrichtungen und Anlaufstellen für BürgerInnen zur AIDS-Beratung und Prävention mit Sach- und Finanz​mitteln in den letzten 5 Jahren gefördert, aufgegliedert nach Bun​des-, Landes- und städtischen Mitteln?

2. Welche Konsequenzen hat die Streichung der Gelder der Bundesregie​rung für diese Einrichtungen und Anlaufstellen?

3. Welche Maßnahmen wird die Stadt Kiel ergreifen, um eine Fortsetzung der bisherigne Arbeit der AIDS-Beratung und Prävention zu gewährlei​sten?



Kenntnis genommen.

c)

Schrottplätze im Stadtgebiet                             - Drs. 323 -



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN

1. Welche Schrottplätze existieren im Kieler Stadtgebiet in Wohn- und Mischgebieten, in Gewerbegebieten und auf sonstigen Flächen?

2. Welche Beeinträchtigungen durch Umweltbelastungen und Belästigungen der AnwohnerInnen durch Schrottplätze in Wohn- und Mischgebieten sind der Stadt bekannt (Gutachten, Schreiben von Ämtern, AnwohnerIn​nen u. a., vorgetragene Beschwerden, juristische Auseinandersetzun​gen u. a.)?



3. Bestehen seitens der Stadtverwaltung ausgearbeitete Pläne zur

Schließung und Verlegung dieser Schrottplätze, eventuell mit Priori​täten und zeitlichem Ablauf, nach denen auch bereits Maßnahmen ge​troffen wurden und welche Flächen zur Verlegung dieser Schrottplätze sind vorgesehen oder bereits angeboten?



Beschluß: Die Antwort liegt noch nicht vor.



Die Antwort wird dem Fragesteller nach Fertigstellung übersandt.

33. Große Anfragen


Es liegen keine Großen Anfragen vor.

34. Verschiedenes

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 13./14. Juni 1991 stattfinden wird.

Stadtpräsidentin
1. Schriftführerin        2. Schriftführerin

1. Stellv.

Schriftführer

Prokollführer

